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Herzlich willkommen!
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Übersicht

1. AsylbLG

2. Übergang AsylbLG – SGB II

3. Arbeitsmarktzugang

4. Ausbildungsduldung

5. Ausbildungsförderung



Die Aufenthaltspapiere



Mobiler ICT-Karte

ICT-Karte

Blaue Karte-EU (befristet)

Aufenthaltserlaubnis 

(befristet + zweckgebunden)

Duldung

Die Aufenthaltspapiere nach dem Aufenthaltsgesetz

Visum (zur Einreise)

Niederlassungserlaubnis 

(unbefristet + zweckungebunden)

Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU 

(unbefristet)

Aufent-

haltsge-

stattung

Ankunfts

nachweis 



AsylbLG



Der rechtliche Rahmen.



Grundleistungen 

§ 3 AsylbLG

Eingliederungshilfe 

§ 6 AsylbLG

Hilfe zur Pflege 

§ 6 AsylbLG

Gesundheitsleistungen §

4 und 6 AsylbLG

Analogleistungen 

§ 2 AsybLG

Eingliederungshilfe 

analog §§ 53ff SGB XII 

(Ermessen)

Hilfe zur Pflege 

analog §§ 61ff SGB XII

(Anspruch)

Gesundheitsleistungen

analog SGB V mit eGK

SGB II-Leistungen 

(Hartz IV)

Eingliederungshilfe 

§§ 53ff SGB XII

(i. d. R. Anspruch)

Hilfe zur Pflege 

§§ 61ff SGB XII

Gesundheitsleistungen

GKV: SGB V mit eGK

Asylverfahren

(Gestattung, BüMA, Ankunftsnachweis) Anerkennung

(Aufenthaltserlaubnis)
Erste 15 Monate Ab 16. Monat

Nach zwei Jahren GKV: 

SGB XI 

SGB VIII (Gesundheitsleistungen analog SGB V mit eGK (§ 264 Abs. 2 SGB V)



Grundleistungen 

§ 3 AsylbLG

Eingliederungshilfe 

§ 6 AsylbLG

Hilfe zur Pflege 

§ 6 AsylbLG

Gesundheitsleistungen

§ 4 und 6 AsylbLG

Analogleistungen 

§ 2 AsybLG

Eingliederungshilfe 

analog §§ 53ff SGB XII (Ermessen)

Hilfe zur Pflege 

analog §§ 61ff SGB XII

(Anspruch)

Gesundheitsleistungen analog SGB V mit eGK

(§ 264 Abs. 2 SGB V)

Asylverfahren

(Gestattung, BüMA, Ankunftsnachweis)

Ablehnung

(Duldung)

Erste 15 Monate Ab 16. Monat

Leistungs-

einschränkungen 

möglich 

(§ 1a AsylbLG)

Für Kinder nie 

zulässig!

SGB VIII (Gesundheitsleistungen analog SGB V mit eGK (§ 264 Abs. 2 SGB V)



1. AsylbLG in den 
ersten 15 Monaten



Eingliederungshilfe 

§ 6 AsylbLG

Hilfe zur Pflege 

§ 6 AsylbLG

Gesundheitsleistungen

§ 4 und 6 AsylbLG

Asylverfahren

(Gestattung, BüMA, 

Ankunftsnachweis)

Erste 15 Monate



Grundleistungen

(§ 3 bis 14 AsylbLG 

innerhalb der ersten 15 

Monate)
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Höhe der Grundleistungen (siehe hier)

http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylbLG/Anlage_1_zum_RS_vom_16.03.2016-1.pdf
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Was gibt es zusätzlich zum 

Regelbedarf?
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Zusätzlich gem. § 3 AsylbLG zu erbringen:

Zusätzlich zum Regelbedarf:

 Unterkunft, Heizung, Warmwasser (!)

Hausrat (gesondert beantragen, eine „Ersatzbeschaffung“ 

muss nicht aus dem Regelbedarf angespart werden!). Dazu 

gehören auch z. B. Reinigungsmittel und geringwertige 

Haushaltsgegenstände, da die Abteilung 5 nicht im 

Regelsatz enthalten ist

Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets

entsprechend § 34 SGB XII



§ 4: Gesundheitsversorgung 

auf Low Level
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§ 4: Die Gesundheitsversorgung

(1) Zur Behandlung akuter Erkrankungen und 

Schmerzzustände sind die erforderliche ärztliche und 

zahnärztliche Behandlung einschließlich der Versorgung mit 

Arznei- und Verbandmitteln sowie sonstiger zur Genesung, zur 

Besserung oder zur Linderung von Krankheiten oder 

Krankheitsfolgen erforderlichen Leistungen zu gewähren. Zur 

Verhütung und Früherkennung von Krankheiten werden 

Schutzimpfungen entsprechend den §§ 47, 52 Absatz 1 Satz 1 

des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und die medizinisch 

gebotenen Vorsorgeuntersuchungen erbracht. Eine 

Versorgung mit Zahnersatz erfolgt nur, soweit dies im Einzelfall 

aus medizinischen Gründen unaufschiebbar ist.

(2) Werdenden Müttern und Wöchnerinnen sind ärztliche und 

pflegerische Hilfe und Betreuung, Hebammenhilfe, Arznei-, 

Verband- und Heilmittel zu gewähren.
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Beispiel: Die Uniklinik diagnostiziert.
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Beispiel: Das Gesundheitsamt begutachtet.
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Beispiel: Das Sozialamt bescheidet.



23

Beispiel: Der Widerspruch wird eingelegt.
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§ 6: Die Auffangnorm

(1) Sonstige Leistungen können insbesondere gewährt 

werden, wenn sie im Einzelfall zur Sicherung des 

Lebensunterhalts oder der Gesundheit unerlässlich, 

zur Deckung besonderer Bedürfnisse von Kindern 

geboten oder zur Erfüllung einer verwaltungsrechtlichen 

Mitwirkungspflicht erforderlich sind.

Die Leistungen sind als Sachleistungen, bei Vorliegen 

besonderer Umstände als Geldleistung zu gewähren.



In NRW: 

Gesundheitskarte auch in 

den ersten 15 Monaten in 

23 Kommunen 
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§ 4 Gesundheitsversorgung
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Gesundheitskarte für Geflüchtete

• Alsdorf

• Bocholt

• Bochum

• Bonn

• Bornheim

• Dülmen

• Düsseldorf

• Gevelsberg

• Gladbeck

• Hennef

• Herdecke

• Köln

• Moers

• Mönchengladbach

• Monheim

• Mülheim an der Ruhr

• Münster

• Oberhausen

• Remscheid

• Sprockhövel

• Troisdorf

• Wermelskirchen

• Wetter



28

NRW: Gesundheitskarte für Geflüchtete

In NRW ist ein Rahmenvertrag zur Einführung 

einer Gesundheitskarte für Flüchtlinge 

(Leistungsberechtigte nach § 1 und 1a AsylbLG) 

abgeschlossen worden.

 Diese wird nach Verlassen der 

Landesaufnahmeeinrichtungen ausgestellt.

 Kennziffer „9“

 Die Anlage 1 regelt den detaillierten 

Leistungskatalog.

 Der Leistungsumfang entspricht weitgehend 

den Leistungen des SGB V.

http://www.mgepa.nrw.de/mediapool/pdf/gesundheit/Gesundheitskarte_Fluechtlinge/Rahmenvereinbarung_Online.pdf
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/VIII/_startseite/Artikel/151013_Gesundheitskarte_Fluechtlinge_Material/Vereinbarung Text SH.pdf?__blob=publicationFile&v=3
http://www.mgepa.nrw.de/mediapool/pdf/gesundheit/Gesundheitskarte_Fluechtlinge/Leistungsumfang_Anlage1_Online.pdf
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Gesundheitskarte für Geflüchtete

Mit Gesundheitskarte mit Kennziffer „9“ gibt es 

keine Eigenbeteiligung bei 

Krankenhausbehandlung und keine 

Rezeptgebühr usw.

Die Regelungen zur Gesundheitskarte gelten 

nicht in den Landeseinrichtungen.



§ 6: Die Auffangnorm
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§ 6: Die Auffangnorm

(1) Sonstige Leistungen können insbesondere gewährt 

werden, wenn sie im Einzelfall zur Sicherung des 

Lebensunterhalts oder der Gesundheit unerlässlich, 

zur Deckung besonderer Bedürfnisse von Kindern 

geboten oder zur Erfüllung einer verwaltungsrechtlichen 

Mitwirkungspflicht erforderlich sind.

Die Leistungen sind als Sachleistungen, bei Vorliegen 

besonderer Umstände als Geldleistung zu gewähren.
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§ 6: Die Auffangnorm

Sonstige Leistungen über § 6 AsylbLG möglich, z. B.:

 Rehabilitationsleistungen, 

 Eingliederungsleistungen, 

 Pflegesachleistungen

 Behandlung chronischer Erkrankungen (z. B. 

Psychotherapie)

 Dolmetscherkosten zu Therapiezwecken

 Erstausstattung bei Schwangerschaft und Geburt

 Mehrbedarfe bei Schwangerschaft und für

Alleinerziehende

 Kosten für freiwillige Krankenversicherung (z. B. nach

versicherungspflichtiger Beschäftigung)

 Zuzahlungen und Eigenanteile für gesetzlich Versicherte



2. AsylbLG nach 15 
Monaten



Eingliederungshilfe 

§ 6 AsylbLG

Hilfe zur Pflege 

§ 6 AsylbLG

Gesundheitsleistungen

§ 4 und 6 AsylbLG

Eingliederungshilfe 

analog §§ 53ff SGB XII 

(Ermessen)

Hilfe zur Pflege 

analog §§ 61ff SGB XII

(Anspruch)

Gesundheitsleistungen

analog SGB V mit eGK

Asylverfahren

(Gestattung, BüMA, Ankunftsnachweis)

Erste 15 Monate Ab 16. Monat

SGB VIII (Anspruch)



§ 2: Die 

„Analogleistungen“
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§ 2: Die Analogleistungen

„Abweichend von den §§ 3 bis 7 ist das Zwölfte 

Buch Sozialgesetzbuch auf diejenigen 

Leistungsberechtigten entsprechend

anzuwenden, die sich seit 15 Monaten ohne 

wesentliche Unterbrechung im Bundesgebiet 

aufhalten und die Dauer des Aufenthalts nicht 

rechtsmissbräuchlich selbst beeinflusst haben.“
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§ 2: Die Analogleistungen

Nach 15 Monaten Anspruch auf Leistungen 

wie in der Sozialhilfe

formal leistungsberechtigt nach dem AsylbLG, 

aber es werden nahezu sämtliche Vorschriften 

der „normalen“ Sozialhilfe des SGB XII 

angewandt (z. B. höhere Regelbedarfe, 

Krankenversicherungskarte ohne 

Einschränkungen(!), höhere Einkommens- und 

Vermögensfreibeträge, ausdrückliche 

Anwendung der Mehrbedarfe).
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§ 2: Die Analogleistungen

Voraussetzungen:

Aufenthalt im Bundesgebiet von 15 Monaten 

ohne wesentliche Unterbrechung und

Die Aufenthaltsdauer darf nicht 

„rechtsmissbräuchlich selbst beeinflusst“ worden 

sein.

Eine ausführliche Darstellung Rechtslage und 

Rechtsprechung zu § 2 AsylbLG finden Sie in 

einem Beitrag im „Asylmagazin 10/2008“.

http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/beitraege_asylmagazin/AM2008-10-09-Kellmann.pdf
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§ 2: Die Analogleistungen

Auch bei Weigerung, eine 

„Freiwilligkeitserklärung“ gegenüber der 

Botschaft abzugeben, sind Leistungen nach § 2 

AsylbLG zu erbringen.

BSG, Urteil vom 30.10.2013, B 7 AY 7/12 R 



https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=169332
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§ 4 Gesundheitsversorgung



41

§ 2: Die Analogleistungen

Wichtig ist auch § 73 SGB XII

 z. B. Dolmetscherkosten

 Zu Dolmetscherkosten finden Sie hier eine 

Arbeitshilfe

 § 73 SGB XII eröffnet Zugang zu 

Leistungen, die an keiner anderen Stelle 

vorgesehen sind.

Ansonsten auch möglich: § 27a Abs. 4 Nr. 2 

SGB XII (abweichende Erbringung von 

Regelbedarfen)

http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/dolmetscher.pdf
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§ 2: Die Analogleistungen

Rückwirkende Erbringung von 

Analogleistungen:

Antrag nach § 44 SGB X 

(Überprüfungsantrag)



Ein Beispiel
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Beispiel 5

 Ich hab hier einen Fall, den ich alleine nicht zu lösen vermag.

 Eine serbische Romni, die 2 Söhne und eine Tochter hat. Die 

Tochter ist von einem anderen Mann als die Söhne und hat die 

deutsche Staatsangehörigkeit. Der Vater der Tochter ist auch 

deutsch und bezieht Leistungen nach dem SGB II. Die Mutter 

hat eine Duldung (die ABH prüft noch irgendwas) und erhält 

AsylbLG. Die Tochter erhält jedoch gar nichts bzw. noch nichts. 

Bald kommt wohl der UV. 

Die Soziale Sicherung sagt, dass der Vater die Tochter bei sich 

im SGB II-Bezug anmelden muss, allerdings lebt die Kleine bei 

der Mutter. 

Welche Leistungen erhält das Kind?



ABH

Erlaubnis zur 

Beschäftigung?

Erlaubnis zur 

Beschäftigung!

Zustimmung zur 

Beschäftigung!

BA

Aufenthaltsgestattung, 

Ankunftsnachweis, 

Duldung.

Drei Monate Wartefrist  ab 

Einreise, nicht mehr in 

Landeseinrichtung.

Zustimmung zur 

Beschäftigung?

Vorrangprüfung
Lohnprüfung

„Zustimmungsfrei“
 immer

• betriebliche Ausbildung, 

• Praktika, die nach 

§ 22 Abs. 1 MiLoG

mindestlohnfrei sind

• Freiwilligendienste

 Nach 4 Jahren Aufenthalt: 

• Jede Tätigkeit
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Aussetzung der Vorrangprüfung:
Für Personen mit Duldung, Aufenthaltsgestattung, BüMA / 
Ankunftsnachweis gilt (§ 32 Abs. 5 BeschV):

Die Vorrangprüfung wird bis zum 5. August 2019 auch 
in den ersten 15 Monaten ausgesetzt. 

Dies gilt in den meisten Agenturbezirken 
(Anlage zu § 32 Abs. 5 BeschV).

Leiharbeit ist dann auch in den ersten 15 Monaten 
möglich.

Eine Prüfung der Beschäftigungsbedingungen findet 
dennoch statt.

http://ggua.de/fileadmin/downloads/integrationsgesetz/verabschiedet/Anlage_32_BeschV.pdf
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Aussetzung der Vorrangprüfung:
Die Vorrangprüfung bleibt in den ersten 15 Monaten nur 
noch in folgenden Agenturbezirken bestehen:

Mecklenburg-Vorpommern:

flächendeckend

Bayern: 

Aschaffenburg, Augsburg, Bamberg-Coburg, Bayreuth–Hof, 

Fürth, München, Nürnberg, Passau, Schweinfurt, Traunstein, 

Weiden

NRW:

Bochum, Dortmund, Duisburg, Essen, Gelsenkirchen, 

Oberhausen, Recklinghausen
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Formular Stellenbeschreibung:
https://www3.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/p
ublic/documents/webdatei/mdaw/mdk4/~edisp/l6019022
dstbai454236.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI454239



Duldung mit 

Arbeitsverbot

Aufenthaltsgestattung 

mit Arbeitsverbot



ABH

Arbeitsverbot während des 

Asylverfahrens 

(§ 61 Abs. 2 Satz 4 AsylG):

„Einem Ausländer aus einem sicheren 

Herkunftsstaat gemäß § 29a, der nach 

dem 31. August 2015 einen Asylantrag 

gestellt hat, darf während des 

Asylverfahrens die Ausübung einer 

Beschäftigung nicht erlaubt werden.“



ABH

Arbeitsverbot bei Duldung (§ 60a Abs. 6 AufenthG):

„Einem Ausländer, der eine Duldung besitzt, darf die Ausübung 

einer Erwerbstätigkeit nicht erlaubt werden, wenn

1. er sich in das Inland begeben hat, um Leistungen nach dem 

Asylbewerberleistungsgesetz zu erlangen,

2. aufenthaltsbeendende Maßnahmen bei ihm aus Gründen, die 

er selbst zu vertreten hat, nicht vollzogen werden können oder

3. er Staatsangehöriger eines sicheren Herkunftsstaates nach §

29a des Asylgesetzes ist und sein nach dem 31. August 2015 

gestellter Asylantrag abgelehnt wurde.

Zu vertreten hat ein Ausländer die Gründe nach Satz 1 Nummer 2 

insbesondere, wenn er das Abschiebungshindernis durch 

eigene Täuschung über seine Identität oder 

Staatsangehörigkeit oder durch eigene falsche Angaben 

selbst herbeiführt.“
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„Sichere Herkunftsstaaten“
Sind ausschließlich:

→ Albanien

→Bosnien

→ Ghana

→ Kosovo

→Mazedonien

→ Montenegro

→ Senegal

→ Serbien



Praktika



 Ein „Praktikum“ ist normalerweise eine

Beschäftigung, für die eine Erlaubnis der ABH und 

eine Zustimmung der BA (mit Vorrang- und 

Lohnprüfung) erforderlich sind.

 Ein Praktikum ist normalerweise 

mindestlohnpflichtig

Stichwort „Praktikum“



Ausnahmen:

 Ohne Erlaubnis der ABH und ohne Zustimmung der 

BA möglich, da keine „Beschäftigung“: 

 unbezahlte Praktika im Rahmen des allgemeinen

Schulbesuchs, 

 Maßnahmen nach

§ 45 SGB III (Aktivierung und berufl. Eingliederung, 

z.B. PerF)

 „Hospitationen“

 Ehrenamtliche Tätigkeiten

 Arbeitsgelegenheiten nach § 5 AsylbLG und § 5a 

AsylbLG („FIM“)

Stichwort „Praktikum“



Ausnahmen:

 Ohne Zustimmung der BA, aber mit Erlaubnis der ABH: 

 Praktika gem. § 22 Abs. 1 MiLoG: 

 ausbildungsorientierende Praktika bis drei Monate,

(vgl.: Arbeitshilfe der BA zu Praktika)

 ausbildungsbegleitende Pflichtpraktika, (z. B. auch

im Rahmen eines Anpassungslehrgangs zur 

Vorbereitung auf die Externenprüfung, 

obligatorische Praxisphase für die Anerkennung)

 Freiwillige ausbildungsbegleitende Praktika bis drei 

Monate

 Praktika im Rahmen von § 54a SGB III 

(Einstiegsqualifizierung)

Stichwort „Praktikum“

https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mjc3/~edisp/l6019022dstbai772426.pdf


Arbeitsmarkt

Arbeitshilfe: Zugang zur Beschäftigung mit
Duldung und Aufenthaltsgestattung

Arbeitshilfe: Zugang zu Praktika mit Duldung und 
Aufenthaltsgestattung

Neue Arbeitshilfe des Caritasverbandes OS: 
„Rahmenbedingungen von Praktika und ähnlichen
betrieblichen Tätigkeiten für Asylsuchende und 
geduldete Ausländer/innen“:

http://www.caritas-os.de/zbs-auf/zbs-auf

http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Zugang_zu_Arbeit_mit_Duldung_November_2014.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Erfordernis_einer_Arbeitserlaubnis_bzw.pdf


Duldung für die Ausbildung
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Duldung für die Ausbildung
Es besteht ein Anspruch auf Erteilung einer Duldung für 
die gesamte Zeit einer Berufsausbildung (§ 60a Abs. 1 Satz 
4ff AufenthG),

wenn qualifizierte schulische o. betriebliche 
Berufsausbildung aufgenommen wird oder wurde 
(mind. zweijährig),

„konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung 
nicht bevorstehen“ und

kein Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 vorliegt

Keine Verurteilung wegen vors. Straftaten über 50 TS.
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Duldung für die Ausbildung
„Konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung“ sind 
laut Gesetzesbegründung:

Abschiebungsflug ist schon „terminiert“, Verfahren zur 
Dublin-Überstellung „läuft“, Passersatzpapiere sind durch 
die ABH beantragt 

Ein Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 AufenthG liegt nur 
vor bei

Selbstverschuldetem Abschiebungshindernis,

Asylantragstellung aus „sicheren Herkunftsländern“ ab 
dem 1. September 2015 und abgelehntem Asylantrag
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Duldung für die Ausbildung
Die Regelungen im Detail aus dem neuen Erlass des 

Landes NRW vom 17. Mai 2018 (NRW-spezifische 
Ergänzungen in den Allgemeinen 
Anwendungshinweisen des BMI zu § 60a AufenthG)

https://ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/180517_3_2_Erlass.pdf
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Duldung für die Ausbildung
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Duldung für die Ausbildung
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Duldung für die Ausbildung
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Duldung für die Ausbildung
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Duldung für die Ausbildung
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Duldung für die Ausbildung
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Duldung für die Ausbildung
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Duldung für die Ausbildung
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Duldung für die Ausbildung
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Duldung für die Ausbildung
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Duldung für die Ausbildung
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Duldung für die Ausbildung
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Duldung für die Ausbildung



Beispiele für 

Behördenentscheidungen, 

die der Weisungslage in 

NRW widersprechen.
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Duldung für die Ausbildung
Betrieb ist verpflichtet, i. d. R. innerhalb einer Woche 

den Abbruch oder das Nichtbetreiben der Ausbildung 
schriftlich der ABH mitzuteilen. Ansonsten: Bußgeld bis 
zu 30.000 Euro

Bei Abbruch oder vorzeitiger Beendigung der 
Ausbildung: einmalig Duldung für sechs Monate zur 
Suche einer anderen Ausbildung

Nach erfolgreichem Abschluss: sechs Monate Duldung 
zur Suche einer dem Abschluss entsprechenden 
Beschäftigung



Und nach der Ausbildung?
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Aufenthaltserlaubnis für die Beschäftigung nach Ausbildung

Nach erfolgreichem Abschluss einer qualifizierten 
Ausbildung in D.:

Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 18a Abs. 1a AufenthG für eine dem Abschluss 
entsprechende Beschäftigung

BA muss zustimmen (ohne Vorrangprüfung, mit Prüfung 
der Beschäftigungsbedingungen)

Für zwei Jahre, Verlängerung möglich.



Sicherung des 
Lebensunterhalts während 
einer Ausbildung



Beispiel:

F. ist 18 Jahre alt und aus Guinea. Er hat eine 

Aufenthaltsgestattung, das heißt sein Asylverfahren läuft 

noch. Er lebt seit knapp zwei Jahren in Deutschland.

Er hat eine Ausbildung als Friseur begonnen. Das 

Ausbildungsentgelt reicht nicht aus, daher hat er BAB 

beantragt. Die Arbeitsagentur schreibt: 

 „Da Sie keine gute Bleibeperspektive haben, lehnen wir 

BAB ab.“

Das Sozialamt schreibt: „Da Sie eine dem Grunde nach 

förderfähige Ausbildung absolvieren, lehnen wir Leistungen 

nach § 2 AsylbLG ab.“



Ausbildungsförderung 

mit Gestattung
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Asylsuchende mit 
Gestattung /  
Ankunftsnachweis

„gute Bleibeperspektive“, 
Schutzquote mind. 50 Prozent,
(§ 132 Abs. 1 SGB III)

Wer ist das 
nochmal?

Syrien, Eritrea, Irak, Iran, Somalia, Alle anderen

BAB Ja (nach 15 Monaten) Nein?

BvB Ja (nach drei Monaten) Nein?

BAföG nein Nein

AbH Ja (nach drei Monaten) Nein?

ASA Ja (nach drei Monaten) Nein?

BaE nein nein



Es gibt mittlerweile mehrere positive 

Entscheidungen des LSG Berlin-Brandenburg, 

die im Eilverfahren BAB auch Asylsuchenden 

aus anderen Herkunftsstaaten zugesprochen 

haben:

LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 16. November 

2017 – L 18 AL 182/17 B ER

LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 24. Januar 2018 –

L 14 AL 5/18 B ER.

BVerfG, Beschluss vom 28. September 2017 – 1 BvR

1510/17).

https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=196803
http://ggua.de/fileadmin/downloads/ausbildungsfoerderung/LSG_1-18_20180130.pdf
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Downloads/DE/2017/09/rk20170928_1bvr151017.pdf?__blob=publicationFile&v=1


Ausbildungsförderung 

mit Duldung
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Geduldete Alle, unabhängig vom Herkunftsland!

Wer ist das 
nochmal?

BAB Ja (nach 15 Monaten) Ja (nach 15 Monaten)

BvB Nach sechs Jahren Nach sechs Jahren

BAföG Ja, nach 15 Monaten Ja, nach 15 Monaten

AbH Ja (nach 12 Monaten) Ja (nach 12 Monaten)

ASA Ja (nach 12 Monaten) Ja (nach 12 Monaten)

BaE nein nein



Leistungen nach AsylbLG



In den ersten 15 Monaten: Auch während einer 

Ausbildung / Studium / EQ: AsylbLG-

Grundleistungen nach § 3!

Schreiben des BMAS vom 26. Februar 2016: 

AsylbLG-Grundleistungen auch während einer 

Ausbildung oder einem Studium

http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylbLG/Schreiben_BMAS_26.02.16-Leistungsgewaehrung_an_Studenten_nach_AsylbLG.pdf


Ab dem 16. Monat: Leistungsausschluss bei dem 

Grunde nach förderfähigen Ausbildungen gem. §

22 Abs. 1 Satz 1 SGB XII.

Härtefallregelung § 22 Abs. 1 Satz 2 SGB XII 

eröffnet jedoch Ermessen!



Auszubildende, deren Ausbildung im Rahmen des 

Bundesausbildungsförderungsgesetzes oder der 

§§ 51, 57 und 58 des Dritten Buches dem Grunde 

nach förderungsfähig ist, haben keinen Anspruch 

auf Leistungen nach dem Dritten und Vierten 

Kapitel. In besonderen Härtefällen können

Leistungen nach dem Dritten oder Vierten Kapitel 

als Beihilfe oder Darlehen gewährt werden.

§ 22 SGB XII



Dieser Leistungsausschluss ist viel weiter 

gehend als in § 7 SGB II und daher eine 

ungerechtfertigte Ungleichbehandlung 

gegenüber Leistungsberechtigten nach dem 

SGB II!

Krankenhilfeleistungen sind vom 

Leistungsausschluss nicht erfasst. Das 

Sozialamt muss also in jedem Fall 

Krankenhilfe leisten, sofern keine gesetzliche 

Krankenversicherungspflicht besteht.



http://www.einwanderer.net/

uebersichten-und-arbeitshilfen/


